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Verstärkte Anstrengungen sind notwendig, um mehr 
Schulungsleiter zu gewinnen und weitere Schulungszirkel und 
Stützpunkte zu bilden, damit die regelmäßige Teilnahme aller 
Mitglieder der KonfUktkommdssioneh an den Schulungen 
gesichert werden kann.
Viele Mitglieder von Konfliktkommissionen brachten ihre 

Freude und ihren Dank darüber zum Ausdruck, daß ihre oft 
nicht leichte ehrenamtliche Arbeit von Gewerkschaftsleitungen 
und Leitern hoch bewertet wurde, und die Werktätigen be­
grüßten es, daß eine große Anzahl von Konfliktkommissionen 
und ihren Mitgliedern ausgezeichnet wurde.

Aufgaben für die gewerkschaftliche Leitungstätigkeit

Das Präsidium des Bundesvorstandes des FDGB, das die Er­
gebnisse der Wahl Ende Mai 1985 einschätzte, zog vor allem 
Schlußfolgerungen für die weitere Verbesserung der gewerk­
schaftlichen Leitungstätigkeit. Unter anderem wurden fol­
gende Aufgaben beschlossen:

1. Die gewerkschaftlichen Vorstände und Leitungen neh­
men die sich aus dem Gesetz über die gesellschaftlichen 
Gerichte, der Konfüktkommissionsordmung und dem Beschluß 
des Präsidiums des FDGB vom 26. März 1982 ergebenden 
Rechte und Aufgaben zur Anleitung und Schulung der Kon­
fliktkommissionen konsequent wahr. Sie analysieren regel­
mäßig die Tätigkeit der Konfliktkommissionen und werten 
die Ergebnisse für die ständige Verbesserung der Leitungs­
tätigkeit aus.

, 2. Die, Betriebsgewerkschaftsleitungen aktivieren auf der 
Grundlage des Beschlusses des Sekretariats des Bundesvor­
standes des FDGB über die Aufgaben der Rechtskommissionen 
der Gewerkschaften vom 24. November 19826 die Tätigkeit der 
Rechtskommissionen als ehrenamtliche beratende Organe. In 
den Betrieben, in denen es noch keine Rechtskommission gibt, 
sollten die Voraussetzungen für deren Bildung geprüft werden. 
Die Kreisvorstände des FDGB und der IG/Gew. sollten diesen 
Prozeß unterstützen.

3. Die gewerkschaftlichen Vorstände und Leitungen be­
ziehen verstärkt Werktätige im Alter bis zu 25 Jahren in die 
gewerkschaftliche Rechtsarbeit ein und bereiten sie kon­
tinuierlich auf die Wahl als Mitglied einer Konfliktkommission 
vor.

•

Die Mitglieder der neu gewählten Konfliktkommissionen be­
sitzen das Vertrauen ihrer Arbeitskollektive und verwirk­
lichen die sozialistische Demokratie in der Rechtsprechung mit 
hoher Wirksamkeit. Die Umsetzung der aus der Wahl zu 
ziehenden Schlußfolgerungen wird sie noch besser befähigen, 
zur Wahrung der Rechtssicherheit beizutragen und das sozia­
listische Recht im Interesse der Werktätigen anzuwenden.

6 Informationsblatt des FDGB 1983, Nr. 1. Vgl. hierzu auch: S. Lan­
ger, „Aufgaben der gewerkschaftlichen Rechtskommissior.en“, NJ 
1983, Heft 3, S. 98 f.
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und in diesem Sinne — und nur in ihm — die „freie“ Entschei­
dung aller Völker über ihren gesellschaftlichen und politischen 
Status gewährleistet.44 Deshalb war es keine Verletzung oder 
Einschränkung des Selbstbestimmungsrechts dieser Völker, 
sondern vielmehr ein Akt seiner Durchsetzung, wenn im Pots­
damer Abkommen das deutsche Volk zur Ausrottung aller 
Erscheinungsformen und Wurzeln des Nazismus und Militaris­
mus und der Verhinderung ihres Wiedererstehens verpflichtet 
wurde, wenn in den Friedens Verträgen von 1947 mit den 
früheren Verbündeten Hitlerdeutschlands45 entsprechende 
Festlegungen getroffen wurden. Und deshalb ist es kein 
Widerspruch zum Selbstbestimmungsrecht der Völker, sondern 
seine notwendige Konsequenz, wenn das geltende Völkerrecht 
Faschismus, Rassismus und ähnliche verbrecherische Regime 
als rechtswidrig verurteilt und ihnen jeglichen Schutz versagt. 
Es wäre dagegen ein Widerspruch in sich selbst, aus dem 
Selbstbestimmungsrecht aller Völker das Recht einzelner ab­
zuleiten, Regime zu errichten, die dieses Recht sowohl für das 
eigene wie für andere Völker prinzipiell negieren. Dem Selbst­
bestimmungsrecht der Völker ist daher das Recht und die 
Pflicht aller Völker und Staaten immanent, faschistische,

rassistische, kolonialistische und ähnliche, das friedliche Zu­
sammenleben der Völker gefährdende Regime nicht zu 
schaffen, nicht zu dulden, nicht zu unterstützen und für ihre 
Beseitigung einzutreten.46

Dieser im Potsdamer Abkommen und anderen Vereinba­
rungen der Antihitlerkoalition entwickelte Inhalt des Selbst­
bestimmungsrechts der Völker, der auch in den entsprechenden 
Regelungen der Menschenrechtskonventionen und der Prin­
zipiendeklaration Ausdruck findet, ist seither in zahlreichen 
Resolutionen der UNO bestätigt worden47 und bestimmt heute 
das Rechtsbewußtsein der Völker und übergroßen Mehrheit 
der Staaten.

*

Der Versuch, die Bedeutung des Potsdamer Abkommens für 
die Entwicklung des Völkerrechts ednzuschätzen, kann nicht 
daran Vorbeigehen, daß im Vordergrund einer geschichtlichen 
Würdigung dieses Dokuments der Antihitlerkoalition seine 
Auswirkungen auf die gesamte Nachkriegsentwicklung stehen 
müssen. Denn seine Bestimmungen schufen das politisch-recht­
liche Fundament für die vergangenen vier Friedens] ahrzehnte 
in Europa, für dessen heutiges territoriales, soziales und poli­
tisches Gesicht, und sie beinhalten eine Konzeption für die 
Gewährleistung der europäischen Sicherheit, die noch heute 
prinzipielle Gültigkeit hat.48 49 50 Dem deutschen Volk aber gab das 
Potsdamer Abkommen die internationale Rechtsgrundlage für 
den konsequenten Kampf gegen alle Reste und Wurzeln des 
Nazismus und imperialistischen Militarismus, für den Aufbau 
eines friedliebenden, demokratischen, von der Macht der 
Monopole und Kriegsinteressen befreiten Staates. Es öff­
nete damit den Weg, der im Gebiet der heutigen DDR, in dem 
die durch die Vereinbarungen von Potsdam den demokrati­
schen Kräften des deutschen Volkes eingeräumten Chancen 
uneingeschränkt genutzt werden konnten und genutzt wurden, 
zur antifaschistischen, demokratischen und sozialistischen Um­
gestaltung, zur Bildung des ersten sozialistischen Friedens­
staates auf deutschem Boden und damit zu einer tiefgreifenden 
Veränderung des internationalen Kräfteverhältnisses in c 
Europa führte.

In den dies alles bewirkenden Regelungen des Potsdamer 
Abkommens zur Lösung der wichtigsten Nachkriegsprobleme 
kamen jedoch zugleich, wie oben gezeigt, vielfach neue, von 
den gemeinsamen Zielen der Antihitlerkoalition geprägte 
Völkerrechtsauffassungen von grundsätzlicher Bedeutung zum 
Ausdruck, die in der Folgezeit allgemeine Anerkennung fan­
den. Dieser Beitrag des Potsdamer Abkommens zum generellen 
völkerrechtlichen Rechtsbildungsprozeß sichert ihm auch in 
der jüngsten Geschichte des Völkerrechts einen herausragen­
den Platz, der vor allem dadurch bestimmt ist, daß die in den 
Vereinbarungen von Potsdam wie in anderen Dokumenten der 
Antihitlerkoalition am Ende des zweiten Weltkrieges getrof­
fenen Nachkriegsregelungen „den Interessen des lang ersehn­
ten Friedens entsprachen“ 46

Der 40. Jahrestag des Potsdamer Abkommens lenkt die 
Aufmerksamkeit nicht zuletzt auch auf die in ihm entwickelten 
Völkerrechtsprinzipien, deren allsedtige Achtung und Durch­
setzung zu den Grundbedingungen für die Lösung der ent­
scheidenden Aufgabe unserer Zeit gehören, „ein umfassendes 
internationales Zusammenwirken fördern, um den Frieden 
und die Sicherheit in der Welt zu gewährleisten“ .so

44 Vgl. hierzu R. Arzlnger, Das Selbstbestimmungsrecht Im allgemei- 
nen Völkerrecht, Berlin 1966, S. 234 ff., 315; P. A. Steiniger, Oktober­
revolution und Völkerrecht, Berlin 1967, S. 72 Я.; H. Kröger, „Das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker und die souveräne Gleichheit 
der Staaten“, NJ 1984, Heft 1, S. 3 Я.

45 Vgl. Handbuch der Verträge, a. a. O., S. 411Я.
46 So auch R. Arzinger, a. a. O., S. 215 Я.
47 Vgl. hierzu z. B. die UNO-Resolutionen 1514 (XV) — Deklaration 

über die Gewährung der Unabhängigkeit an die kolonialen Länder 
und Völker — vom 14. Dezember 1960 (Völkerrecht, Dokumente, 
Teil 2, S. 484 f.); 2734 (XXV) - Deklaration über die Festigung der 
internationalen Sicherheit - vom 16. Dezember 1970 (UNO-Bilanz 
1970/71, S. 163 Я.); 33/73 — Deklaration über die Vorbereitung der 
Völker auf ein Leben in Frieden — vom 15. Dezember 1978 (UNO- 
Bilanz 1978/79, S. 111 Я.); 36/103 — Deklaration über die Unzulässig­
keit der Intervention und der Einmischung in die inneren Angele­
genheiten von Staaten - vom 9. Dezember 1981 (UNO-Bilanz 1981/82, 
S. 88 ff.).

48 Hierzu im einzelnen H. Kröger, „Die Beschlüsse von Jalta und 
Potsdam und der Frieden in Europa“, IPW-BeriChte 1985, Heft 4, 
S. 7Я.

49 M. Gorbatschow, a. a. O., S. 8.
50 Kommunique des Treffens der führenden Repräsentanten der Par­

teien und Staaten der Teilnehmerländer des Warschauer Vertrages 
vom 26. April 1985, ІШ vom 27./28. April 1985, S. 1.


